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W arum dieses Thema?
Weil wir Gewerkschaf-
ten des öffentlichen

Dienstes gerade in Deutschland
den Versuch unternehmen, die
Bundesländer in der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder
(TdL) zur Übernahme des mit
dem Bund und den Kommunen
vereinbarten TVöD zu bewegen.

Folgen von Kürzungen

Bockelhart zeigt sich die Front
der Länder. Ohne Arbeitszeit-
verlängerung und Kürzung des
Weihnachtsgeldes und des
Urlaubsgeldes will man nicht
abschließen. Man muss sich da
nicht wirklich fragen, ob es Sinn
macht, den ArbeitnehmerInnen
der Länder die Sonderzuwen-
dungen zu kürzen oder ganz weg-
zunehmen? Am konkreten Bei-
spiel lässt sich am besten erken-
nen, welche Folgen Kürzungen
beimWeihnachtsgeld haben wer-
den.Wer zum Beispiel im Dezem-
ber 2005 ein Weihnachtsgeld von
2281 Euro (brutto) auf seinem
Gehaltszettel zur Kenntnis neh-
men durfte, der konnte es nicht
glauben, dass davon ganze 1330
Euro auf seinem Konto ange-
kommen sind! Wo ist der Rest?
Mehr als die Hälfte davon hat
der Fiskus einbehalten, immer-

hin 236 Euro die Rentenversi-
cherung. Auch die Krankenver-
sicherung und die Arbeitslosen-
versicherung profitierten natür-
lich von dieser Sonderzahlung.
Diese Einnahmen würden also
deutlich sinken, wenn das Weih-
nachtsgeld gekürzt würde. Das
Gleiche gilt natürlich auch für
das Vorhaben, wie bei den Be-
amtInnen das Urlaubsgeld gleich
ganz zu streichen.

Sparen sollen immer die
„Kleinen“

Ob das den Menschen bewusst
ist, die jetzt dauernd versuchen,
die öffentliche Meinung so zu
gestalten, dass das Land als
Arbeitgeber ohne diese Kürzun-
gen keinen verfassungsmäßigen
Haushalt gestalten kann? Ob
diese Menschen wissen, mit wel-
chem (Netto-)Einkommen un-
sere betroffenen Kolleginnen und
Kollegen auskommen müssen.
Dass der TVöD für die Beschäf-
tigten beim Bund und in den
Kommunen auch einen kleinen
Beitrag dazu leistet, die gewaltig
gestiegenen Lebenshaltungs-
kosten zu bestreiten, darf nicht
ohne Erwähnung bleiben.Strom,
Gas, Wasser, Heizöl und Benzin
kosten für alle Menschen im Land
das Gleiche? Oder doch nicht?

Manchmal hat man den Ein-
druck, dass die „Großen“ gar
nicht wissen, was das kostet. Es
gab ja auch schon Fälle, da beka-
men die besondere Rabatte für
ihren Strom. Manche Besitzer
von Dienstwagen werden auch
nicht recht wissen, wie der aktu-
elle Benzin- oder
Dieselpreis ge-
rade ist. Sparen
sollen halt im-
mer die „Klei-
nen“. Von denen
gibt es ja viele und
dann kommen da
schöne Summen
zusammen.

Neidsteuer

Alle anderen
Forderungen wer-
den ja zurzeit im-
mer gleich in die
Kategorie „Neid-
steuer“ eingestuft.
Ob diesen Men-
schen bewusst ist,
dass die Beschäf-
tigten des Landes
auf Dauer nicht
ohne lineare Er-

höhungen ihrer Einkommen brav
weiter arbeiten werden?

Schluck aus der Pulle

Da will ich auch die BeamtIn-
nen nicht ausnehmen? Unsere
Kolleginnen und Kollegen in A 7
und A 8 brauchen zumindest da
„einen Schluck aus der Pulle“,
wenn man ihnen weiter die leis-
tungsgerechte Bezahlung ver-
weigert und keine Beförde-
rungsstellen zur Verfügung stellt.
Es wird höchste Zeit, den TVöD
für die Beschäftigten des Landes
zu übernehmen und in logischer
Folge die dort ausgehandel-
ten Einmalzahlungen auf die
BeamtInnen zu übertragen.
Auch der öffentliche Dienst 
wird im März zu den Wahlurnen
gehen.

josch
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Wenn vom Weihnachtsgeld fast nur die Hälfte
übrig bleibt – Geduld ist nicht unendlich!
Von Josef Schneider, Landesvorsitzender der GdP

Ende November, Anfang Dezember war in den Medien zu
lesen, dass die Rentenversicherungsträger zur pünktli-
chen Auszahlung der Renten einen Kredit der Bundesre-
gierung in Höhe von 900 Mio. Euro benötigen. Dies ist
auch eine Folge davon, dass viele Beschäftigte in unse-
rem Land kein Weihnachtsgeld mehr erhalten. Denn weni-
ger Lohn auf den Konten der ArbeitnehmerInnen bedeutet
auch weniger Geld in den Sozialkassen, auch in den Kas-
sen der Rentenversicherungsträger – und natürlich auch
weniger Steuereinnahmen.

Josef Schneider
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Zu einem intensiven Mei-
nungsaustausch trafen sich
die SPD-Landesvorsitzende
Ute Vogt und der GdP-Lan-
desvorsitzende Josef
Schneider. An dem
Gespräch nahm auch der
Polizeisprecher der SPD-
Landtagsfraktion Günter
Fischer teil.

Neben aktuellen landespoliti-
schen Themen, wie der dramati-
schen Beförderungssituation der
Polizei im mittleren Dienst und
Zusammenbruch des sog. Nicht-
vollzugskonzepts der Landesre-

gierung standen natürlich auch
die Fragen auf der Tagesordnung,
die sich für die Polizeibeschäf-
tigten aus den Vereinbarungen
zur Bildung der großen Koalition
auf Bundesebene ergeben. Der
GdP-Landesvorsitzende hat in
diesem Gespräch besonders da-
rauf hingewiesen, „dass wir kein
Verständnis für die Entscheidung
aufbringen können, das Besol-
dungs- und Versorgungsrecht
ohne jede bundesgesetzlicheVor-
gaben auf die Länder zu über-
tragen“.

Am Ende des Gesprächs war
man sich einig,dass die bisherigen
Kontakte zwischen SPD und GdP
dazu genutzt werden sollen, um
sich auf die neue Situation ein-
zustellen. Einigkeit konnte auch
darüber erzielt werden, dass sich
die SPD auch in Zukunft für die

Schaffung eines Lehrberufs „Poli-
zeifachangestellte“ zur Verbes-
serung der Eingruppierung und
zur Entlastung des Polizeivoll-
zugsdienstes von „polizeifrem-

den“ Aufgaben einsetzen wird.
Einvernehmen bestand auch in
der Forderung, die Einstellungs-
zahlen in die Polizei deutlich zu
erhöhen. Wosch
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V. l. n. r.: Günter Fischer, Polizeisprecher SPD, Ute Vogt, SPD-Landesvor-
sitzende, Josef Schneider, GdP-Landesvorsitzender

Am 17.11.2005 fand unsere
Jahreshauptversammlung des
Amts für öffentliche Ordnung im
Blockhaus in Stuttgart statt. Wir
konnten diesmal erfreulich viele
Mitglieder bei unserer Ver-
sammlung begrüßen. Dies zeigte
uns,dass bei unseren Mitgliedern
ein großes Interesse an der Neu-
wahl des Vorstandes bestand.
Wiedergewählt mit fast 100 Pro-
zent wurden in den Vorstand:
• Kreisgruppenvorsitzende

Karen Rath,
• Kassiererin Roswitha Gratz-

Mattauch,
• Jürgen Weiß als Beisitzer für

den „Feldschutz“
• Susanne Pavkovic als Kassen-

prüferin.
Neu im Vorstand konnten wir

Jörg Schuster als Stellvertreten-
den Kreisgruppenvorsitzenden,
Cora Chimaras als Schriftführe-
rin, Michael de la Vigne als Bei-
sitzer für das Veranstaltungsma-

nagement und Sylvia Benz als 2.
Kassenprüferin begrüßen.

Nachdem der gewerkschaftli-
che Teil erfolgt war, saßen wir bis

KREISGRUPPEN BERICHTEN

JH Kreisgruppe AföO Stuttgart
in die spätenAbendstunden noch
gemütlich im Blockhaus zusam-
men.

Karen Rath

Der neue Vorstand der KG AföO Stuttgart, v. l. n. r.: vorne:
Karen Rath, Cora Chimaras, Sylvia Benz, Roswitha Gratz-Mattauch;
dahinter: Jörg Schuster, Jürgen Weiß, Michael de la Vigne, Susanne
Pavkovic
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zu lesen war. Die GdP hat von
Anfang an ihre äußerst kritische
und ablehnende Position deut-
lich gemacht …

Doch was bedeutet eigentlich
die Umsetzung – so sie denn
kommt – konkret im Geldbeutel
unserer Kolleginnen und Kolle-
gen?

Ganz klar: Massive finan-
zielle Einbußen im fünf-
stelligen Bereich!!!

Warum? Die bisher bewähr-
ten Dienstaltersstufen sollen
gemäß Zielsetzung Eckpunkte-
papier durch „Einführung eines
leistungs- und funktionsorien-
tierten Laufbahn- und Bezah-
lungssystems“ ersetzt werden.
D. h. anstelle der zwei-, drei- u.
vierjährig abgestuften Steige-
rungen,die eine sichere und regel-

mäßige Gehaltsverbesserung
gewährleisteten, sollen nun drei
Erfahrungsstufen treten, nach
fünf, zehn und nach 20 Dienst-
jahren.Darüber hinaus sollen nur
noch die Beamten mit mehr Geld
belohnt werden,die durch beson-
dere Leistung hervortreten (was
natürlich durch alle anderen
finanziert werden soll!). Dabei
wird zwar betont,dass durch Ein-
führung des neuen Systems nie-
mand weniger als heute verdient,
aber das entpuppt sich bei
genauerem Hinsehen als glatte
Täuschung wider besseres Wis-
sen!

Beispiele gefällig?

Ein 42-jähriger EPHK befin-
det sich derzeit in der Dienstal-
tersstufe (DASt) 9 und hat ein
Grundgehalt von 3637,04 €. Mit
diesem Einkommen würde er –
sofern das Versprechen umge-
setzt wird „niemand erhält weni-
ger“ – in die neue Tabelle einge-
stuft werden. Handelt es sich um
einen durchschnittlichen Beam-
ten, so erhält dieser die 3637,04 €

unverändert bis zu seinem Pen-
sionsalter, das hier trotz anderer
Entwicklungen noch mit 60 kal-
kuliert wird.

Bis dahin hätte der EPHK also
noch 18 Dienstjahre vor sich.
3637,04 € x 12 Monate = 43 644,48 €

mal 18 Jahre = 785 600,64 € (ohne
eventuelles Weihnachts- und Ur-
laubsgeld)! Ein stolzes Sümm-
chen!

Doch was hätte er nach dem
alten Modell erhalten? 3637,04 €

x 12 Monate = 43 644,48 € mal 3
Jahre = 130 933,44 €. Dann
DASt 10 (45 J.), neues Grundge-
halt 3731,55 € mal 12 Monate =
44 778,60 € x 4 Jahre = 179 114,40 €.
Jetzt DASt 11 (der Kollege ist
nun 49), Grundgehalt 3826,07 € x
12 Monate = 45 912,84 € x 4 Jahre
= 183 651,36 €.

Letztlich DASt 12 (53 J.),
Grundgehalt 3920,58 € x 12 =
47 046,96 € x 7 = 329 328,72 €.

Macht zusammen: 823 027,92 €!
Der EPHK hat also nach 18 Jah-
ren aufgrund des neuen „zu-
kunftsorientierten“ Zahlungssys-
tems eine ‚lächerlich kleine Einbu-
ße‘ von 37 427,28 € zu beklagen!!!

Eine gleichalte Hauptkom-
missarin A 11 verdient nach al-
ter Regelung in dieser Zeit
669 990,48 €, nach neuer
640 917,36 €, also 29 073,12 €
weniger! Und für den Haupt-
meister, der ja ohnehin schon
weniger erhält, sind es immer
noch 17 989,44 € weniger! Dazu
kommen noch die jeweiligen

Abschläge beim Weihnachtsgeld
(insg. ca. 1000 €–1500 € je nach
Besoldungsgruppe). Ach ja: Na-
türlich sollen mit dem neuen Be-
soldungssystem auch so „unge-
rechte“ Regelungen wie der Fa-
milienzuschlag gestrichen wer-
den! Irgendwie muss das Leis-
tungssystem ja schließlich finan-
ziert werden. Das wäre dann bei
einer Höhe von 105,28 € die
„lächerliche“ Summe von zusätz-
lich 22 740,48 €, die in unseren
Beispielrechnungen noch addiert
werden müsste!!! So kommt der
EPHK auf einen Verlust von über
61 000 €, die PHKin auf rund
53 000 € und der Hauptmeister
auf rund 41 000 €!!! Und Herr
Heesen? Bezeichnet das geplante
Gesetz erst kürzlich als ange-
messen und richtig. Ich sage nur:

DANKE, Herr Heesen, Danke
an ver.di und den DBB für eine
völlig verirrte, machtpolitisch
begründete Preisgabe der Beam-
tenbesoldung.

André Bunkowsky,
Landesvorsitzender

LANDESJOURNAL
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Nach „modernem“ Vorschlag über 60 000
Euro weniger – „Danke, Herr Heesen!“

I m November 2004 stellten Bundesinnenminister Otto
Schily, DBB-Chef Peter Heesen und ver.di-Bundesvorsit-
zender Frank Bsirske den Medien ihr „Eckpunktepa-

pier“ vor. In der breiten Öffentlichkeit konnte der Eindruck
entstehen, dass sich damals die „großen Modernisierer
des überholten Beamtentums“ präsentierten. Nach mona-
telangen Querelen auch in den eigenen Reihen scheint
nunmehr klar, dass Triebfeder für dies beamtenpolitische
Ungeheuer alleinig Machtgier und Geltungsdrang gewe-
sen sein dürften und einen riesigen finanziellen Schaden
für alle Beamten hervorrufen wird! So hat Bsirske mit die-
sem Coup versucht, seine Machtposition für den Bereich
des öffentlichen Dienstes auf Kosten des DGB und beson-
ders der Einzelgewerkschaften GEW und GdP mit Bra-
chialgewalt zu verbessern; ähnlich rücksichtslos aus allei-
nigem Erhaltungsinteresse heraus Heesen für den DBB.

André Bunkowsky

Nicht nur die GdP in Baden-Württemberg läuft Sturm gegen die mas-
siven finanziellen Einbußen, die durch die Umsetzung des „Eckpunk-
tepapiers“ möglich werden. Wir veröffentlichen in dieser Ausgabe
einen Leitartikel des GdP-Landesvorsitzenden André Bunkowsky aus
Hamburg.
An den aufgeführten Beispielen wird deutlich, wie stark unser Dienstherr
in unseren Geldbeutel greifen kann.
Wir danken dem Landesvorsitzenden aus Hamburg für die freundliche
Genehmigung des Nachdrucks. Wosch

Nur eine Kröte?

Anfängliches Entsetzen in den
Einzelorganisationen des DBB
wurde leider nicht in (begrün-
dete) fachliche Gegenposition
ausgebaut, sondern im Lichte der
ach so wichtigen Solidarität als
bittere und fette Kröte ge-
schluckt. Soll heißen, dass auch
die anfangs von vielen Verant-
wortlichen der DPolG zu Recht
geäußerte Kritik insbesondere an
der angestrebten „Leistungsbe-
zahlung“ von Beamten nicht
durchgehalten und letztlich doch
zustimmend mit abgestimmt
wurde.Allein die anhaltende Kri-
tik des BDK auf Bundesebene
reichte aus, um vom machtbe-
sessenen DBB-Vorsitzenden
Peter Heesen mit der tarifpoliti-
schen Verbannung geahndet zu
werden, wie schnell im „Spiegel“
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Irgendwie hatte sie kaum
angefangen, war sie auch
schon wieder zu Ende, die
12. GdP-Jugendfreizeit in
Markelfingen am Boden-
see. Wie immer sind am
Freitag, 29. 7. 2005, 120
Kinder, größtenteils von
ihren Eltern oder mit dem
Bus gebracht, im Ferien-
camp angekommen.

Nach dem Anmelden erhiel-
ten die Kinder ihr eigenes Jugend-
freizeit-T-Shirt und wurden ihren
Gruppen zugeteilt.

Somit waren alle gerüstet, um
am vielseitigen Programm teil-
nehmen zu können.Vom Kinotag,
Discoabend, Spielabend, dem
Fußball- und Tischtennisturnier,
Lagerfeuer, den verschiedenen
Arbeitskreisen bis hin zu einer
Vorführung der Kollegen der
Hundeführerstaffel der PD Kons-
tanz war für jeden Teilnehmer
etwas dabei.

Ein ganz besonderes Highlight
war unser Ausflug am Montag
nach Immenstaad am Bodensee,
um den dortigenAbenteuer-Klet-
terpark zu besuchen.

Nachdem alle Kinder und
Betreuer mit Helm und Siche-

rungsgurt aus-
gestattet und
wir vor Ort von
dem dortigen
Personal einge-
wiesen wurden,
kletterten wir
mit Lust und
Laune durch
die verschiede-
nen Schwierig-
keitsgrade des
Parks.

Nach Über-
windung und
den ersten Schritten auf dem unge-
wohnten Terrain, war es für alle
Beteiligten ein unvergesslicher
Ausflug, über den wir zu Hause
sicherlich noch viel erzählen wer-
den.Nach fünf StundenAbenteuer
konnten wir dann alle gesund und
munter wieder die Heimreise ins
Jugendcamp antreten.

Mit einem sensationellen
Abschlussabend wurde dann
auch wieder die 12. GdP-Jugend-
freizeit beendet.

An dieser Stelle möchte ich
mich bei allen Teilnehmern und
deren Eltern für ihr Vertrauen
sowie bei all denjenigen,die diese
Freizeit ermöglicht haben, von
Herzen bedanken.

Leider haben aber immer noch
nicht alle Dienststellen, wenn

auch nur sehr vereinzelt, den
gesellschaftlichen Weitblick die-
ser Jugendfreizeit verstanden und
legen dem einen oder anderen
Betreuer immer wieder Steine
bei der Beantragung ihres Son-
derurlaubs für diese Veranstal-
tung in den Weg.

Ich bitte daher die entspre-
chenden dienstlichen Stellen ein-
mal wieder die Empfehlung des
Staatssekretärs des Ministeriums
für Kultus und Sport BadenWürt-
temberg zu studieren und nach
dieser zu handeln.

Deshalb an all diejenigen
Dienststellen und Dienstvorge-
setzten ein herzliches Danke-
schön, die für den reibungslosen
Ablauf der Sonderurlaubsgesu-
che sorgen.

Es gibt nicht nur Computer
und Fernsehen mit „gute Zeiten
schlechte Zeiten“, es gibt Gott
sei Dank auch noch Freizeiten,
die aber letztendlich doch betreut
werden müssen.

Ralf Breitenberger 
stellv. Landesjugend-

vorsitzender 
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12. GdP-Jugendfreizeit in Markelfingen am Bodensee

Holland hat Ausflug!!!!!!!

Die Betreuer der Jugendfreizeit

Wichtiger Hinweis:
bitte vormerken!!!

Die 13. GdP-Kinder- und
Jugendfreizeit der JUNGEN
GRUPPE (GdP) wird im
kommenden Jahr vom 2.–9.
September 2006 stattfinden.
Nähere Informationen erfol-
gen rechtzeitig. wosch

BEITRAGSBESCHEINIGUNGEN
ÜBER GELEISTETE MITGLIEDS-
BEITRÄGE IM JAHR 2005

REDAKTIONSSCHLUSS

Bitte beachten:
Der Redaktionsschluss für das Landesjournal

Baden-Württemberg im „Februar 2006“ ist Mon-
tag,der 9. Januar 2006 und für die „März-Ausgabe
2006“ Montag, der 6. Februar 2006.

Beitragsbescheinigungen über geleistete Mit-
gliedsbeiträge im Jahr 2005 bitte direkt bei der
zuständigen GdP-Kreisgruppe anfordern!
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Stuttgart. Nach Bekannt-
werden des Skandals um
den Handel mit verdorbenen
Fleischprodukten hat der
GdP-Landesvorsitzende
Josef Schneider einen Brief
an den Ministerpräsidenten
Günther Oettinger geschrie-
ben, in dem er unseren
Ministerpräsidenten auffor-
dert, die WKD-Dienststellen
im Land wieder neu zu orga-
nisieren. Schneider weiter:
„Noch ist das ,Know-how‘
bei den in die unteren Ver-
waltungsbehörden abgeord-
neten Polizeibeamtinnen/ 
-beamten vorhanden. Somit
bestünde noch eine
Chance, einen Fehler der
Verwaltungsreform ohne
großen Schaden zu reparie-
ren.“ Nachfolgend veröffent-
lichen wir den Brief an den
Ministerpräsidenten.

Sehr geehrter Herr Minister-
präsident,

wie Sie sicher wissen, hat sich
die Gewerkschaft der Polizei im
Zusammenhang mit der Verwal-

tungsreform mit guten Gründen
für den Erhalt des Wirtschafts-
kontrolldienstes bei der Polizei
des Landes stark gemacht.
Damals leider ohne Erfolg.

Um auf die Gefahren hinzu-
weisen, die nach unserer Ein-
schätzung mit der Verlagerung
der Lebensmittelkontrollen in die
unteren Verwaltungsbehörden
verbunden sind, haben Sie im
März 2004 als damaliger Frakti-
onsvorsitzender der CDU-Frak-
tion sicher auch eine Reihe von
Postkarten von betroffenen
WKD-Beamten erhalten. Darü-
ber hinaus haben Sie, wie alle
anderen Abgeordneten auch,
einen Brief der GdP erhalten,der
u. a. folgende Textpassage zum
Inhalt hatte:

„Wenn Sie demnächst Ihre
Zustimmung zum Verwaltungs-
struktur-Reformgesetz erteilen
sollten, tragen Sie persönlich für
folgende Punkte die Mitverant-
wortung!

2. Änderung des Gesetzes zur
Ausführung des Fleischhygiene-
gesetzes

§ 2 mit der Zuständigkeitsre-
gelung für die Durchführung der
Überwachung durch Beamte des
Polizeivollzugsdienstes, die die
fachlichen Anforderungen für

Fleischkontrolleure erfüllen, wird
aufgehoben.

Sie persönlich sind dann mit-
verantwortlich,dass Polizeibeamte
nicht mehr das Recht und den
gesetzlichenAuftrag haben,Metz-
gereien, Schlachthöfe und indus-
trielle Erzeuger zu kontrollieren
und dahingehend zu überwachen,
ob da immer alles mit rechten Din-
gen zugeht.

Erklären Sie das einmal nur
Ihrer Familie, nicht auch noch
Ihren Wählern, besonders beim
nächsten BSE-Fall.“

Inzwischen gibt es zwar keine
neuen BSE-Fälle, dafür aber
einen handfesten Skandal um den
Handel mit verdorbenen Fleisch-
produkten, der inzwischen auch
Baden-Württemberg erreicht hat.

Diese Verdachtsfälle erhärten
den Verdacht, dass sich auch im
Bereich der Lebensmittelindus-
trie „kriminelle Vereinigungen“
gebildet haben. Kriminelles
Handeln muss aber vorrangig von
der Polizei bekämpft werden.Mit
den Strukturen einer kommu-
nalisierten Lebensmittelüber-
wachung ist dies offenkundig nicht
möglich. Diesen Standpunkt ver-
treten inzwischen auch renom-
mierteVerbraucherschutzorgani-
sationen.

Diese Einsicht teilt inzwischen
wohl auch Bundesverbraucher-
schutzminister Horst Seehofer
(CSU). „Je stärker man kontrol-
liert, um so mehr Fälle werden
gefunden“, so wird Herr Seeho-
fer in den Medien zitiert. Der
Minister forderte deshalb inten-
sivere und qualifiziertere Kon-
trollen. Für die Bundesregierung
bekräftigte er: „Wir wollen mit
Volldampf und Nachdruck die-
sen gewissenlosen und kriminel-
len Geschäftemachern das Hand-
werk legen.“ Zugleich warnte er
vor Einsparungen bei der Lebens-
mittelkontrolle.

Wir empfehlen Ihnen deshalb,
einen groben Fehler der Verwal-
tungsreform möglichst schnell
rückgängig zu machen. Ange-
sichts der aktuellen Fleischskan-
dale und einer verschärften Lage
im Zusammenhang mit den
Gefahren der Vogelgrippe müs-
sen die WKD-Dienststellen in
Baden-Württemberg wieder neu
organisiert werden. Nur dadurch
sind die von Herrn Seehofer
geforderten intensiveren und vor
allem qualifizierteren Kontrollen
möglich. Noch ist das „Know-
how“ bei den in die unteren Ver-
waltungsbehörden abgeordneten
Polizeibeamtinnen und -beam-
ten vorhanden.Somit besteht der-
zeit noch die Chance, einen Feh-
ler der Verwaltungsreform ohne
großen Schaden zu reparieren.

Mit freundlichen Grüßen

Josef Schneider
Landesvorsitzender

LANDESJOURNAL

LEBENSMITTELKONTROLLEN

GdP schreibt an Ministerpräsident
Günther Oettinger

Landespolizeipräsident a. D.
Dr. Alfred Stümper schrieb am
2. 4. 2003 in den Stuttgarter
Nachrichten:

„Ich plädiere auch dafür,den
Wirtschaftskontrolldienst bei der
Polizei zu belassen,weil das orga-
nisierte Verbrechen sich zuneh-
mend auch auf dem Lebensmit-
telsektor einnistet und so poli-
zeiliches Wissen über solche kri-
minelle Strukturen in der tägli-
chen Arbeit nahezu unverzicht-
bar ist. Der WKD in Baden-
Württemberg genießt bundes-
weit großes Ansehen, gerade
weil er frühzeitig auf internatio-
nale kriminelle Machenschaften

auf dem Lebensmittelsektor hin-
gewiesen hat. Es ist ferner zu
fragen, inwieweit bei einer kom-
munalen Ansiedlung des WKD
nicht der zu Kontrollierende
selbst zum Kontrolleur wird –
auch auf Grund örtlicher Ver-
flechtungen. Es entspricht
modernem organisatorischem
Denken, Verantwortlichkeiten
nur dort zu zentralisieren, wo
dies notwendig ist. Dabei muss
auch berücksichtigt werden, ob
die Entscheidungen eine
Abstimmung der Mitverant-
wortlichen erlauben oder sofort
erfolgen müssen. Für operative
Führungsentscheidungen gilt
Letzteres. Oft entscheidet der

erste Angriff über Erfolg oder
Misserfolg. Insoweit wäre eine
Einbindung operativer polizei-
licher Entscheidungen in sons-
tige Verwaltungseinheiten Gift.
Es wäre ferner eine Illusion, zu
glauben, man könne das opera-
tive Geschäft vom administrati-
ven trennen. Die Querverbin-
dungen sind zu stark. Im Übri-
gen ermöglichen es moderne
Informations- und Kommuni-
kationstechniken im adminis-
trativen Bereich, verschiedene
Arbeitsebenen zu verbinden,
ohne dass man organisatorische
Wasserköpfe schaffen müsste.“

Wie recht er doch hatte!!!!!!!!!

Beamt.-Witwe!
54 J., blond, hübsch, jugendlicher
Typ, vielseitig interessiert, lieb
und nett, möchte netten Ihn mit
Herz und Humor kennenlernen.

Zuschriften an den Verlag:
VDP-AV 691331-1

Pf 309, 40703 Hilden

Anzeige
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„Sehr geehrter Herr Minister-
präsident,

in Ihrer Regierungserklärung
vom 9. 11. 2005 legen Sie im
Detail dar, wie zukünftig in dem
„Kinderland Baden-Württem-
berg“ Vorschulkinder gezielt
gefördert werden sollen. Dazu
haben Sie das Konzept „Schul-
reifes Kind“ aufgelegt.

Diese Initiative wird auch von
der Gewerkschaft der Polizei
begrüßt. Wir würden uns aber
auch wünschen, dass das Gedan-
kengut, das dem „Kinderland
Baden-Württemberg“ zu Grunde
liegt, auch auf die Beschäftigten
des Landes Baden-Württemberg
Anwendung findet.

Die Beschäftigten des Landes
Baden-Württemberg, die sich im
Beamtenverhältnis befinden,
unterliegen dem Landesbeam-
tengesetz. Dieses Gesetz wurde
im Jahre 2004 novelliert. In Teil-
bereichen der Landesverwaltung,
insbesondere in den Regierungs-
präsidien des Landes Baden-
Württemberg und den angeglie-
derten Polizeidienststellen führt
diese Novellierung zu einer ekla-
tantenVerschlechterung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf.
Die im § 152 LBG eingefügte
Ergänzung:

„(3) Die Bewilligung von Teil-
zeitbeschäftigungen nach §§ 153e
bis 153g kann aus dienstlichen
Gründen von einem bestimmten

Umfang der Teilzeitbeschäftigung
und von einer bestimmten Festle-
gung der Verteilung der Arbeitszeit
abhängig gemacht werden. Eine
Festlegung der Verteilung der
Arbeitszeit darf bei Teilzeitbe-
schäftigten nach § 153e nicht dem
Zwecke der Bewilligung zuwi-
derlaufen.“

führt dazu, dass Teilzeitbe-
schäftigungen, die überwiegend
aus familiären Gründen bean-
tragt werden,nicht mehr in einem
familien- und kinderbetreuungs-
freundlichen Umfang gewährt
werden, sondern aus haushalts-
rechtlichen Gründen nur noch in
einem Umfang von 50% bzw.
75% der regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit von vollbe-
schäftigten Beamten.

Diese neue Bestimmung fin-
det auch dannAnwendung,wenn
dieTeilzeitbeschäftigung in einem
anderen Umfang (z. B. 60% der
regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit) in der Vergangenheit
bereits genehmigt wurde und die
Familie ihre Betreuungsmodelle
daraufhin ausgerichtet hat.Läuft
nun die befristet genehmigteTeil-
zeitbeschäftigung aus, wird die
Antragstellerin gezwungen, sich

zwischen 50% oder 75%Teilzeit-
arbeit zu entscheiden.Dass dieser
Zwang für die Familie von einer
bedarfsgerechtenTeilzeit,bezüg-
lich möglicher Betreuungsmo-
delle und finanziellem Spielraum,
auf ein dienststellenorientiertes
Teilzeitmodell umzustellen, zu
Lasten der Familie und der Kin-
der geht, dürfte allen klar sein.

Sehr geehrter Herr Minister-
präsident, im Namen der Kolle-
ginnen und Kollegen im Polizei-
bereich möchte ich Sie bitten,die
Kinderbetreuung von Beschäf-
tigten des Landes Baden-Würt-
temberg nicht durch unflexible
Anwendungen des Landesbe-
amtengesetzes zu verschlechtern,
sondern auch in schwierigen Zei-
ten die Betreuung von Kindern
durch ihre Eltern vor die Durch-
setzung von haushaltsrechtlichen
Gründen zu stellen.

Dies würde auch dem am 22.
Oktober in Kraft getretenen
Chancengleichheitsgesetz, das
ausdrücklich dieVerbesserung in
diesem Bereich vorsieht, wider-
sprechen.

Mit freundlichen Grüßen
Josef Schneider

Landesvorsitzender
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BRIEF

Familiengerechte Gestaltung der Arbeitszeit
Stuttgart. Die GdP Baden-Württemberg hat an den

Ministerpräsidenten des Landes Günther Oettinger
geschrieben und ihn aufgefordert, die Kinderbetreuung
von Polizeibeamtinnen/-beamten des Landes nicht durch
unflexible Anwendung des Landesbeamtengesetzes zu
verschlechtern, sondern auch in schwierigen Zeiten die
Betreuung von Kindern durch ihre Eltern vor die Durchset-
zung von haushaltsrechtlichen Gründen zu stellen.

Nachfolgend veröffentlichen wir Auszüge aus diesem
Brief.

KREISGRUPPEN BERICHTEN

Mosbach. Aufgrund der GdP-
Tarifinfo 11/2005 vom 5. 7. 2005
mit der Überschrift Hartnäckig-
keit zahlt sich aus: GdP erreicht
Lösung bei befristeten Arbeits-
verträgen nach SR 2y BAT!

erhielten wir verschiedene
Anfragen zu dieser Sonderrege-
lung.

DieseVerunsicherung im Kreis
der Tarifbeschäftigten veranlasste
die GdP Kreisgruppe, eine Ver-
anstaltung für alle Beschäftige
aus dem Tarifbereich der PD
Mosbach zu organisieren.

Mit Christina Falk konnte eine
profunde Kennerin der Materie
als Referentin gewonnen werden.

Am 21. September 2005 um
16.30 Uhr konnte der Vorsitzende
32 von insgesamt 44 Tarifbe-
schäftigen der PD Mosbach herz-
lich willkommen heißen.

Gespannt lauschten dieAnwe-
senden der Präsentation von
Christina Falk zu den Themen

• Neuer Tarifvertrag im öffent-
lichen Dienst

• Altersteilzeit

• BefristeteArbeitsverträge nach
SR 2y BAT
Nach fast 2,5 Stunden Kon-

zentration bei Kaffee und Kuchen

bedankten sich Jutta Speth und
Karlheinz Herzog bei Christina
Falk mit einem Blumenstrauß für
ihre Ausführungen. CH

Hartnäckigkeit zahlt sich aus!
GdP-Tarifveranstaltung der Kreisgruppe Mosbach

Es wurde auch
heiß diskutiert.
Unser Bild zeigt

die große Teilneh-
merzahl der Tarif-

veranstaltung.



PSW-Reisen · Maybachstr. 2 · 71735 Eberdingen
Telefon 0 70 42/879-224 · Telefax 0 70 42/879-222
Internet: www.psw-reisen.com · E-Mail: info@psw-reisen.com

Diese Reise vermittelt
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Naturerlebnis im Krüger
Nationalpark und weitere
landschaftliche Höhe-
punkte Südafrikas ent-
lang der Panorama-
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zur Beförderung
zum/zur

Polizeioberrat
Akademie der Polizei BW: Josef
Schneider.
Ersten Polizeihauptkommissar
Pforzheim: Peter Gräber.
Polizeihauptkommissar A12
Bodenseekreis: Thomas Frevel.
Rottweil: Gerhard Popp. Stutt-
gart PP: Patrik Herr, Jörg Wiese,
Joachim Borst, Hubert Schmitt.
Polizeihauptkommissar A11
Göppingen-Bepo: Roland Ihle.
Karlsruhe PP: Siegbert Reichert.
Rottweil: Holger Rothfuß. Stutt-
gart PP: Harald Semerad, Erwin
Scheible, Erwin Pfitzer, Gustav
Daumann,Werner Hoppe,Ulrich
Lämmle, Wolfgang Turek.

Kriminalhauptkommissar/in a11
Heilbronn: Herbert Benzscha-
wel. Pforzheim: Ulrich Kiefer,
Roland Mayer. Stuttgart PP:
Edith Wiedenmann, Bernhard
Schiebel.
Polizeioberkommissar
Göppingen-Bepo:Andreas Schnei-
der. Heilbronn: Ingo Horn. Karls-
ruhe PP: Ralf Pfeifer. Pforzheim:
Volker Weingardt, Oliver Link.
Rottweil: Felix Neulinger. Stutt-
gart PP: Thomas Steiner, Ralph
Heinemann, Simone Lumpp,
Marco Ibald, Peter Saleschus,
Volker Wicker, Klaus Leopold.
Kriminaloberkommissar/in
Stuttgart PP: Julian Elbers,
Ümit Durmaz,Rainer Wortmann,
Bärbel Kärcher.
Amtsinspektorin
Göppingen-Bepo: Renate Pfeif-
fer.

Polizeihauptmeister +z
Heilbronn: Hans-Peter Krieger.
Hohenlohekreis: Andreas Alfe-
rink. Pforzheim: Klaus Ochs-
Hohenhausen.
Polizeihauptmeister
Göppingen-Bepo: Jürgen Kuhn.
Heilbronn: Gerd Schornik, Mat-
thias Schmitt. Hohenlohekreis:
Jürgen Böhringer. Pforzheim:
Patrick Eberle, Uwe Röck, Ralf
Langer.
Polizeiobermeister/in
Heilbronn:Sonja Schröder,Petra
Herzog.Hohenlohekreis:Matthias
Weissler. Pforzheim: Andreas
Heuwieser, Tanja Wintergerst.
Reutlingen:Susanne Böhler.Stutt-
gart PP: Dirk Menhard, Marko
Tuttar, Miriam Thierer, Jens
Schneller,StephanieWolter,Mar-
kus Buck, Christian Ruf, Tobias
Tomaszewski,Tina Reitz,Manuel

Hagg, Michael Dietmann, Sah-
dran Dogan, Matthias Rief, Van-
essa Hemgesberg, Bernd Mikula.
Polizeimeister/in
Biberach-Bepo: Dominik Göbel,
Christian Schönfeld, Thomas
Bonauer,Sarah Edelmann,Simon
Schmid, Sebastian Baumann.
Es traten in den Ruhestand:
Freiburg PD: Lothar Menges.
Heilbronn: Erich Weiss. Karls-
ruhe PP: Klaus Eisele, Hubert
Messerschmidt, Gunter Kässin-
ger, Winfried Reize. Konstanz:
Wolfgang Boehne. Mannheim:
Klaus Ruppert, Helmut Gründ-
ler.Ortenaukreis:Nikolaus Krieg.
Pforzheim: Uli Kern, Norman
Seibt, Sebastian Walter. Reutlin-
gen:Georg Krist.Zollernalbkreis:
Richard Deschner.

(zusammengestellt 
v. A. Burckhardt)

LANDESJOURNAL

DIE GdP GRATULIERT HERZLICH

Nein zur 40-Stunden-Woche und Abbau von Arbeitsplätzen. 8000 bis
10 000 Beschäftigte der Landeshauptstadt Stuttgart demonstrierten am
5. Dezember 2005 in Stuttgart. Vor Demobeginn gab es Brezeln und
Würstle im Gewerkschaftshaus des DGB. Das Bild zeigt die Demo-Teil-
nehmer der Kreisgruppe AföO Stuttgart mit der stellvertr. Landesvorsit-
zenden Christina Falk vorne links.

Unser Bild zeigt die Geehrten v. l. n. r.: Wolfgang Doehl (25 Jahre), Mar-
tin Vonier (40 Jahre), Wilfried Maier (50 Jahre), Wolfgang Schmidt und
Helmut Schleider 

Am Dienstag,dem 22.Novem-
ber 2005, gegen 19.30 Uhr, fand
im „Heininger Hof“ die dies-
jährige Jahreshauptversammlung
der Kreisgruppe Göppingen PD
statt. Im kleinen Kreis wurde der
Rechenschaftsbericht des KG-
Vorsitzenden Helmut Schleider
und der Kassenbericht des Kas-
sierers Bernd Sauerbeck zur
Kenntnis genommen. Im An-
schluss daran referierteWolfgang
Schmidt. In deutlicher und klarer

Weise sprach er die derzeitige
Situation aller Polizeibeschäftig-
ten an, wobei er auch deutliche
Worte im Hinblick auf weitere
Zukunftsperspektiven fand.

Nach den Ehrungen für 50-,
40- und 25-jährige Mitgliedschaft
wurde noch heftig und auch sehr
kritisch diskutiert,bevor man den
Abend dann doch in gemütlicher
Runde abschloss.

Helmut Schleider

KREISGRUPPEN BERICHTEN

JH Kreisgruppe Göppingen

TERMINE

Einladung
Die Jahreshauptversammlung

der Kreisgruppe Freiburg – Lan-
despolizeidirektion – findet am
Donnerstag,dem 19.Januar 2006,
17.00 Uhr, in der Cafeteria der
Landespolizeidirektion Freiburg,
Bissierstraße 1, 79114 Freiburg
i.Br., statt.

Neben aktuellen Informatio-
nen ist die Ehrung langjähriger
Mitglieder der Kreisgruppe vor-
gesehen.

Erstmalig wird der Jahres-
hauptversammlung eine Senio-
renversammlung vorhergehen,
die bereits um 15.30 Uhr beginnt.

Alle Mitglieder und Gäste der
Kreisgruppe Freiburg – LPD –
sind zu denVersammlungen herz-
lich eingeladen. Wosch


